
Bekanntmachung über die Einleitung einer Überprüfung der Antidumpingmaßnahmen betref-
fend die Einfuhren von Flußspat mit Ursprung in der Volksrepublik China

(1999/C 62/03)

Nach der Veröffentlichung einer Bekanntmachung über
das bevorstehende Auslaufen der Antidumpingmaßnah-
men betreffend die Einfuhren von Flußspat mit Ursprung
in der Volksrepublik ChinaØ(Î) erhielt die Kommission ei-
nen Antrag auf Einleitung einer Überprüfung dieser
Maßnahmen gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 384/96 des RatesØ(Ï), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 905/98 des RatesØ(Ð), nachste-
hend ,,Grundverordnung‘‘ genannt.

1.ÙÜberprüfungsantrag

Der Antrag wurde am 8. Januar 1999 von der ,,Associa-
tion of European Metal Industries‘‘ (Eurom~taux) im
Namen von Herstellern gestellt, auf die die gesamte Ge-
meinschaftsproduktion von Flußspat entfällt.

2.ÙWare

Bei der betroffenen Ware handelt es sich um Flußspat in
Filterkuchenform oder in Pulverform, der derzeit den
KN-Codes exÙ2529Ø21Ø00 und exÙ2529Ø22Ø00 zugewiesen
wird. Diese KN-Codes werden nur informationshalber
angegeben.

3.ÙGeltende Maßnahmen

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich
um die mit Verordnung (EG) Nr. 486/94Ø(Ñ) eingeführ-
ten endgültigen Antidumpingzölle in Form eines Min-
desteinfuhrpreises.

4.ÙGründe für die Überprüfung im Zusammenhang mit
dem Auslaufen der Maßnahmen

Der Antrag wurde damit begründet, daß das Dumping
und die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft bei einem Auslaufen der Maßnahmen wahrschein-
lich anhalten oder erneut auftreten würden.

Erstens blieben die Ausfuhrpreise von Flußspat mit Ur-
sprung in der Volksrepublik China während der Gel-
tungsdauer der Maßnahmen in der Gemeinschaft offen-
sichtlich hinter dem Mindesteinfuhrpreis zurück. Zwei-
tens waren angeblich auch die Preise der chinesischen
Ausfuhren in andere wichtige Abnehmerländer (beispiels-
weise Japan), in denen keine Antidumpingmaßnahmen
gelten, niedriger als der in der Gemeinschaft geltende
Mindesteinfuhrpreis. Drittens könnte es infolge der an-
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haltenden und weit über die Binnennachfrage hinausge-
henden Ausweitung der Produktionskapazität in der
Volksrepublik China sowie aufgrund des Beschlusses der
chinesischen Regierung, die Ausfuhrkontingente mit
Wirkung vom 20. Juli 1998 auszusetzen, zu einem erheb-
lichen Anstieg der Flußspatproduktion für den Export
und damit zu einem Rückgang der Preise bei Ausfuhr in
die Gemeinschaft kommen.

Außerdem legte der Antragsteller Beweise dafür vor, daß
sich der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft trotz der positiven Entwicklung des Gemein-
schaftsverbrauchs im Bezugszeitraum von 68Ø% im Jahr
1994 auf 60Ø% in der ersten Hälfte des Jahres 1998 ver-
ringerte, während sich der Marktanteil der chinesischen
Ausfuhren im selben Zeitraum von 14Ø% auf 21Ø% er-
höhte. Im Fall des Auslaufens der Maßnahmen würden
die ohnehin schon niedrigen Preise der chinesischen Aus-
fuhren wahrscheinlich weiter fallen und sich dadurch an-
gesichts der Tatsache, daß es sich bei Flußspat um einen
Rohstoff handelt, noch nachteiliger auf die Preise und
Gewinne des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft aus-
wirken.

5.ÙGründe für die Interimsüberprüfung

Der Antrag enthält auch Hinweise dafür, daß die Wirk-
samkeit der Maßnahmen im Hinblick auf die Beseitigung
der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
untergraben wird, was sich in den anhaltenden Marktan-
teileinbußen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
nach der Einführung der Maßnahmen sowie dem Um-
stand zeigt, daß die Ausfuhrpreise von Flußspat mit Ur-
sprung in der Volksrepublik China während der Gel-
tungsdauer der Maßnahmen offensichtlich niedriger blie-
ben als der Mindesteinfuhrpreis in der Gemeinschaft.

Da die mangelnde Wirksamkeit der Maßnahmen bei der
Beseitigung der Schädigung möglicherweise auch auf die
Form des Zolls (Mindesteinfuhrpreis) zurückzuführen
ist, sollte auch eine Untersuchung gemäß Artikel 11 Ab-
satz 3 der Grundverordnung eingeleitet werden, die sich
auf die Prüfung der Frage beschränken sollte, ob die
Form der Zölle zur Gewährleistung der Wirksamkeit der
Maßnahmen angepaßt werden sollte.

6.ÙVerfahren

Die Kommission kam nach Konsultationen im Beraten-
den Ausschuß zu dem Schluß, daß genügend Beweise
vorliegen, um die Einleitung einer Überprüfung im Zu-
sammenhang mit dem Auslaufen der Maßnahmen und
die Einleitung einer Interimsüberprüfung von Amts we-
gen (begrenzt auf die Frage der Form des Zolls) zu
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rechtfertigen, und leitete daraufhin eine Untersuchung
gemäß Artikel 11 Absätze 2 und 3 der Grundverordnung
ein.

a)ÙFragebogen

Die Kommission wird den Gemeinschaftsherstellern, den
ausführenden Herstellern und den Einführern, die an der
Untersuchung mitarbeiteten, welche zu den derzeit gel-
tenden Maßnahmen führte, bzw. die im Antrag genannt
sind, Fragebogen zusenden, um die für ihre Untersu-
chung als notwendig erachteten Informationen einzuho-
len. Gleichzeitig wird sie allen bekannten repräsentativen
Verbänden von Ausführern oder Einführern ein Exem-
plar des betreffenden Fragebogens übermitteln. Den Be-
hörden des Ausfuhrlandes werden die Namen der be-
kanntermaßen betroffenen Ausführer mitgeteilt sowie
Kopien des Antrags und des Fragebogens für die Aus-
führer übermittelt.

Andere betroffene Einführer und ausführende Hersteller
werden aufgefordert, umgehend bei der Kommission
nachzufragen, ob sie von der Überprüfung betroffen
sind. Ist dies der Fall, sollten sie umgehend, spätestens
aber 15 Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
ein Exemplar des Fragebogens anfordern, da für sie
ebenfalls die unter Nummer 8 Buchstabe a) dieser Be-
kanntmachung gesetzte allgemeine Frist gilt. Die Frage-
bogen sind schriftlich unter Angabe des Namens, der
Anschrift, der Telefon-, der Fax- und/oder der Telex-
nummer der betreffenden Partei bei der unten aufgeführ-
ten Dienststelle anzufordern.

b)ÙEinholung von Informationen und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren
Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schrift-
lich darzulegen.

Die Kommission kann die interessierten Parteien ferner
anhören, sofern die Parteien dies schriftlich beantragen
und nachweisen, daß besondere Gründe für ihre Anhö-
rung sprechen.

c)ÙWahl eines Drittlands mit Marktwirtschaft

Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a) der Grundver-
ordnung wird beabsichtigt, für die Ermittlung des Nor-
malwerts Südafrika als Drittland mit Marktwirtschaft
heranzuziehen. Die von der Untersuchung betroffenen
Parteien werden aufgefordert, innerhalb der unter Num-
mer 8 Buchstabe b) genannten besonderen Frist zu der
Angemessenheit dieser Wahl Stellung zu nehmen.

7.ÙInteresse der Gemeinschaft

Damit in Kenntnis der Sachlage entschieden werden
kann, ob die Aufrechterhaltung der derzeit geltenden
Antidumpingmaßnahmen dem Interesse der Gemein-

schaft zuwiderlaufen würde, können sich die antragstel-
lenden Gemeinschaftshersteller, die Einführer und ihre
repräsentativen Verbände sowie repräsentative Verwen-
der gemäß Artikel 21 der Grundverordnung innerhalb
der in dieser Bekanntmachung gesetzten Frist selbst mel-
den und der Kommission Informationen übermitteln.
Solche Informationen werden nur berücksichtigt, wenn
sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung effektiv durch Be-
weise belegt sind.

8.ÙFristen

a)ÙAllgemeine Fristen

Die interessierten Parteien müssen sich binnen 40 Tagen
nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung selbst
melden, ihren Standpunkt schriftlich darlegen sowie In-
formationen übermitteln, wenn diese Standpunkte und
Informationen während der Untersuchung berücksichtigt
werden sollen. Innerhalb derselben Frist können die in-
teressierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung
durch die Kommission stellen. Diese Frist gilt auch für
diejenigen interessierten Parteien, die der Kommission
nicht bekannt sind, so daß es im Interesse dieser Parteien
liegt, umgehend mit der Kommission Kontakt aufzuneh-
men.

b)ÙBesondere Frist für die Wahl des Drittlands mit Markt-
wirtschaft

Stellungnahmen der von der Untersuchung betroffenen
Parteien zu der Frage, ob die beabsichtigte Wahl Süd-
afrikas als Drittland mit Marktwirtschaft zur Ermittlung
des Normalwerts für die Volksrepublik China (siehe
Nummer 6 Buchstabe c)) angemessen ist, sind binnen
zehn Tagen nach der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung zu übermitteln.

c)ÙAnschrift der Kommission

Europäische Kommission
Generaldirektion I — Auswärtige Beziehungen: Han-
delspolitik, Beziehungen zu Nordamerika, zum Fernen
Osten sowie zu Australien und Neuseeland
Direktionen C und E
DM 24 8/38
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 295Ø65Ø05
Telex: COMEU B 21877

9.ÙMangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den
erforderlichen Informationen oder übermittelt sie sie
nicht innerhalb der unter Nummer 8 genannten Fristen
oder behindert sie erheblich die Untersuchung, so kön-
nen gemäß Artikel 18 der Grundverordnung positive
oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver-
fügbaren Informationen getroffen werden.
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